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M
ikko Huotari ist Direktor des 
Mercator Institute for China 
Studies (Merics) in Berlin. 
Der 50-jährige gebürtige 
Finne gehört europaweit zu 

den renommiertesten China-Experten. Das 
Interview wurde am Telefon geführt. 

CHRISTOPH B. SCHILTZ

WELT: Herr Huotari, sehen Sie die Ge-
fahr, dass China die deutsche Wirtschaft 
künftig dominieren könnte?
MIKKO HUOTARI: Wenn wir nicht han-
deln, besteht eine sehr ernsthafte Gefahr. 
Es existiert aus meiner Sicht ein immenser 
Druck auf den Industriestandort Deutsch-
land, aber auch auf Europa. Wenn der 
Rückgang des produzierenden Gewerbes 
in Deutschland noch fünf bis zehn Jahre 
so weitergehen sollte, dann kann das zu 
einer negativen Spirale führen, die China 
zu einem dominanten Akteur hierzulande 
macht. Hinzu käme dann, dass Deutschland 
auch immer weniger Gewinne auf Dritt-
märkten realisieren könnte. Dann würde 
auch ausreichend Geld zur Finanzierung 
von Innovationen, die existenziell für unse-
re Wirtschaft sind, fehlen.

WELT: Schon heute vernichtet der Auf-
stieg Chinas pro Monat rund 10.000 Ar-
beitsplätze in Deutschland. Was tun? 
HUOTARI: Das Rezept sollte aus vier Kom-
ponenten bestehen. Erstens: Die Innova-
tionsgeschwindigkeit durch ausreichende 
Investitionen und eine klare Strategie er-
höhen. Die deutsche Hightech-Strategie 
ist weit davon entfernt, die Durchschlags-
kraft zu entfalten, die wir international 
bräuchten. Zweitens: Wenn Deutschland 
Handlungsautonomie gegenüber Peking 
behalten will, müssen wir das gravieren-
de Problem der Rohstoff abhängigkeit in 
den Griff  bekommen und das Thema viel 
stärker als bisher priorisieren. Die für den 
Bundeshaushalt 2027 vorgesehene Aufsto-
ckung der Mittel zur Reduzierung von Roh-
stoff abhängigkeiten ist nicht annähernd 
ausreichend. Drittens: Die Wettbewerbs-
fähigkeit unseres Wirtschaftssystems er-
höhen durch überzeugende Reformen. Die 
Zeit dafür wird immer knapper. Viertens: 
Die EU-Länder sollten Brüssel das klare 
Mandat erteilen, in der Handelspolitik eine 
deutlich schärfere Gangart gegenüber Pe-
king einzulegen – und die Zusammenarbeit 
mit anderen Ländern in dieser Frage zu in-
tensivieren.

WELT: Aber da passiert doch schon ei-
niges. Es gibt einen neuen Entwurf zur 
Stärkung der europäischen Industrie 
und der Wertschöpfung in Europa (In-
dustrial Accelerator Act) und einen Plan 
der EU-Kommission für eine Neufassung 
des Cybersicherheits-Gesetzes. Außer-
dem liegen konkrete Vorschläge für ein 
sogenanntes Diversifi zierungsinstru-
ment vor, das Unternehmen verpfl ichten 
soll, die Beschaff ung von kritischen Bau-
teilen auf mehrere Länder zu verteilen, 
um Abhängigkeiten und Engpässe zu ver-
meiden.
HUOTARI: Das sind alles richtige Schritte. 
Aber es wird seitens der Europäer viel ge-

redet und langsam gehandelt. Neue Ins-
trumente zu schaff en, heißt auch nicht, 
dass wir die politische Kraft aufbringen, 
sie zu nutzen. China nutzt unterdessen 
die Zeit, um sich akribisch auf diese Maß-
nahmen vorzubereiten und sie dann mög-
lichst abwehren zu können. Wenn es dem 
Maschinenbau und dem Chemiesektor 
nicht so ergehen soll wie der Automobil-
industrie, dann muss Europa sehr schnell 
handeln.   

WELT: Zu den chinesischen Handels-
praktiken gehört auch die künstliche Ab-
wertung der eigenen Währung, des Yuan. 
Tut Europa genug dagegen?
HUOTARI: Bislang scheint der Versuch 
– erst von Emmanuel Macron, jetzt von 
Friedrich Merz – ja vor allem darauf abzu-
zielen, mit China über das Problem reden 
zu wollen. Aber das Problem wird immer 
weiter in die Zukunft verschoben. Der Yuan 
ist zwischen 15 und 30 Prozent unterbewer-
tet. Das ist ein enormer Wettbewerbsvor-
teil für chinesische Unternehmen. Europa 
sollte entschlossen vorgehen, um diesen 
strukturellen Vorteil auszugleichen. In die-
sem Fall könnte das auch bedeuten, soge-
nannte Ausgleichszölle zu erheben, um die 
Eff ekte einer unfairen Währungspolitik zu 
neutralisieren. 

WELT: Volkswagen will bis Ende dieses 
Jahrzehnts bis zu 100.000 Arbeitsplätze 
abbauen. Wie viele Arbeitsplätze gehen 
davon auf das Konto von China?
HUOTARI: Die Einschätzungen in der Wirt-
schaftsforschung liegen weit auseinander: 
zwischen 20 und 80 Prozent, je nach Be-
rechnungsgrundlage. Hinzu kommen ein 
Verlust an Wettbewerbsfähigkeit, beispiels-
weise durch Energiepreise oder schlicht 
Management-Fehler in vielen deutschen 
Konzernen. In Wolfsburg hat man China 
auch unterschätzt. Der Best Case für VW 
ist heute, einer von den möglicherweise 
zwei oder drei letzten ausländischen Spie-
lern auf dem chinesischen Automarkt zu 

bleiben. Damit sind aber immense Kosten 
verbunden. Das ist jetzt ein anderes Ren-
nen als vor zehn Jahren, als VW gerade auf-
grund seiner Präsenz in China ein weltweit 
dominanter Autohersteller war. Heute ist 
es eine Aufholjagd, um in China noch mit-
zuspielen.

WELT: VW-Chef Oliver Blume erwägt, 
von Volkswagen in China entwickelte 
Modelle auch in Deutschland anzubie-
ten, oder aber chinesischen Unterneh-
men Produktionskapazitäten an deut-
schen VW-Standorten zur Verfügung zu 
stellen. Ist das richtig?   
HUOTARI: Ich halte das für eine sehr ris-
kante Wette. Dabei wird auch deutlich, dass 
die Interessen eines einzelnen Unterneh-
mens nicht unbedingt deckungsgleich sein 
müssen mit den Interessen des Standorts 
Deutschlands.

WELT: Wie meinen Sie das?
HUOTARI: Die von VW in China allein 
oder im Rahmen von Joint Ventures 
produzierten Autos sind auch wettbe-
werbsfähiger, weil sie in einem Umfeld 
staatlicher Steuerung und Subvention 
entstehen und unter Arbeitsbedingun-
gen hergestellt werden, die wir hier so 
nicht wollen. Für VW mag diese Wette 

kurz- oder mittelfristig noch aufgehen. 
Aber es entsteht ein importierter Preis- 
und Wettbewerbsdruck in der deut-
schen Volkswirtschaft, etwa auf Zuliefe-
rer und andere Autohersteller, der sich 
neben dem Innovationsdruck eben auch 
aus unfairen Wettbewerbsbedingun-
gen und Arbeitsbedingungen speist, die 
wir nicht kopieren wollen. Beides ent-
spricht nicht den Standards einer sozia-
len Marktwirtschaft und sollte sich auch 
nicht etablieren.

WELT: Aus Blumes Sicht kann das 
aber der Rettungsanker für VW sein.
HUOTARI: Es gibt off enbar Angebote 
von kanadischen und israelischen Rüs-
tungsunternehmen, VW-Produktions-
stätten in Deutschland zu nutzen. Wäre 
es aus geostrategischen Gründen nicht 
viel besser, ein solches Angebot anzu-
nehmen, als mit China einem strategi-
schen Rivalen die Türen zu öff nen?

WELT: Steht hinter dem wirtschaftlichen 
Aufstieg Chinas eine lang angelegte Stra-
tegie oder kam er überraschend?
HUOTARI: Nichts davon ist überraschend. 
Europa hat China mit Blick auf seine Am-
bitionen und Leistungsfähigkeit nicht aus-
reichend ernst genommen. Spätestens mit 
dem „Medium- and Long-Term Program 
for Science and Technology“ ab 2006, der 
Planung von Megaprojekten und der Förde-
rung von „Strategic Emerging Industries“ 
in der Folge sollten uns die Ambition und 
Skalierung chinesischer Technologiepolitik 
klar sein. Seitdem hat Peking mit massiven 
Investitionen und einer präzise orchest-
rierten Industriepolitik enorme Kapazi-
täten aufgebaut. Seine Ambitionen für den 
Aufstieg zur globalen Technologie- und 
Produktionssupermacht hat Peking dann 
2015 noch einmal für zentrale Industrien 
in der „Made in China 2025“-Strategie for-
muliert und beständig weiterentwickelt. Es 
gibt heute wohl kein anderes Land auf der 
Welt, das so entschlossen auf innovations-
getriebenes Wachstum setzt. Insofern: Wir 
hätten das alles sehen können. Aber Europa 
ist spät aufgewacht.

WELT: Welche Rolle will China künftig in 
der Welt spielen?
HUOTARI: China hat den klar formulierten 
Anspruch, in vielen Industriebereichen als 
Produktionssupermacht global eine füh-
rende Rolle zu spielen und Globalisierung 
im Takt Chinas zu gestalten. Das würde 
gleichzeitig einen Abstieg für Europa und 
vor allem für Deutschland bedeuten. Da-
bei geht es Peking nicht allein darum, ein 
maßgeblicher Akteur auf den weltweiten 
Märkten zu sein. Es geht vielmehr darum, 
Dominanz über die Industriestandards 
auszuüben und Wertschöpfung in China 
zu steigern. Außerdem sollen strategische 
Wertschöpfungsketten – auch aus Sicher-
heitsgründen – vollständig kontrolliert und 
dabei etwa die Bedingungen für deutsche 
Unternehmen in China, aber auch auf Dritt-
märkten, immer mehr im Sinne Pekings ge-
staltet werden. Dazu gehört auch, dass Chi-
na seine außenwirtschaftliche Macht zu-
nehmend für strategische Ziele einsetzen 
wird – und dann politische Anpassungen 
auch von uns einfordern wird.

Merics-Direktor Mikko Huotari
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Volkswagen unter Druck: VW-Mitarbeiter protestieren gegen Sparpläne
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Ungarns 
Präsident
gibt nach 

Sulyok will Änderung der 
Verfassung unterschreiben, 
die sein Aus bedeutet

U
ngarns Präsident Tamas Su-
lyok wird nach eigenen An-
gaben eine vom Parlament 

beschlossene Verfassungsänderung 
unterzeichnen, durch die er seines 
Amtes enthoben wird. In einem am 
Samstag im Onlinedienst Facebook 
veröff entlichten Video kritisierte 
Sulyok die Verfassungsänderung, 
sagte jedoch, er habe keine Mög-
lichkeit, dagegen vorzugehen. „Ich 
komme meiner Verpfl ichtung gemäß 
dem Grundgesetz nach, nachdem 
ich meine rechtlichen Möglichkeiten 
und mein Gewissen sorgfältig abge-
wogen habe“, sagte er.

Der seit 2024 amtierende Suly-
ok ist ein Vertrauter des früheren 
Regierungschefs Viktor Orbán. Das 
ungarische Parlament hatte in der 
vergangenen Woche für eine Verfas-
sungsänderung zur Absetzung des 
Präsidenten gestimmt. Die Natio-
nalversammlung in Budapest billigte 
das umstrittene Vorhaben des neu-
en Regierungschefs Peter Magyar. 
Magyars Tisza-Partei hatte bei der 
Parlamentswahl im April eine Zwei-
drittelmehrheit errungen und damit 
den seit 2010 regierenden Rechts-
nationalisten Orbán von der Macht 
verdrängt. Mit dieser Mehrheit kann 
Magyar Verfassungsänderungen 
durchsetzen. Magyar wirft Sulyok 
verschiedene Vergehen im Zusam-
menhang mit der Amtsführung Or-
báns vor. Sulyok und andere hohe 
Staatsvertreter waren Magyar zufol-
ge „Marionetten“ seines Vorgängers.

Zuletzt hatten sich jedoch zahl-
reiche kritische Stimmen geäußert, 
denen zufolge eine Absetzung Suly-
oks einen gefährlichen Präzedenz-
fall schaff en könnte. Auch die Men-
schenrechtsorganisation Amnesty 
International erklärte, Sulyok habe 
Anspruch auf ein ordnungsgemäßes 
Verfahren. Die Fidesz-Partei be-
zeichnete Magyars Vorgehen als „au-
tokratisch“ – ein Vorwurf, der Orbán 
während seiner Amtszeit häufi g ge-
macht wurde. Zu den Bedenken hat-
te Magyar Ende Juni erklärt, es sei 
„nicht angemessen, sich über den 
demokratischen Willen des Volkes 
und das Mandat hinwegzusetzen“. 
Sulyok habe einen „schweren Ver-
trauensverlust“ erlitten, erklärte die 
Regierung. Einer Umfrage des For-
schungsinstituts 21 Research Center 
aus dem Mai zufolge wollen 67 Pro-
zent der ungarischen Wähler, dass 
Sulyok abtritt. AFP/jho

„Wir hätten das alles 
sehen können“ 

Peking setzt die deutsche Wirtschaft immer stärker unter Druck. 
China-Experte Mikko Huotari skizziert eine Gegenstrategie und mahnt 

zur Eile. Den Kurs von VW findet er riskant für den Standort Deutschland
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